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VON SILKE HELLWIG

Bremen. In wenigen Tagen beginnt der
Freimarkt, die ersten Geschäfte stehen
schon. Zu den Schaustellern auf Bremens
Volksfest gehört auch Rudolf Robrahn ju-
nior, Vorsitzender des Schaustellerver-
bands Bremen. Allerdings betreibt er nicht
mehr den „Frisbee“, sondernGastronomie-
betriebe. SeinKarussell hat Robrahn imver-
gangenen Jahr verkauft. Anlass war die
neue EU-Sicherheitsnorm DIN EN 13814.
Damit haben sich europaweit technische
Standards und Vorschriften für Autoscoo-
ter, Riesenräder, Karussells undAchterbah-
nen geändert, deren Einhaltung der TÜV
kontrolliert. Neue Betriebe werden vor-
schriftsgemäßkonzipiert und gebaut, für äl-
tere „fliegende Bauten“ kann die neue
DIN-Norm Konsequenzen haben – zumal,
wenn nachgerüstet werden muss.
Im Gegensatz zu anderen EU-Ländern,

sagt Robrahn, habe Deutschland in Person
der Bauminister der 16 Bundesländer da-
rauf verzichtet, älterenKarussells einen Be-
standsschutz einzuräumen. Aus diesem
Grund zogen mehrere Schausteller vor Ge-
richt, um sich gegen die neuenAuflagen zu
stemmen – in Bayern, Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen. Drei Achterbahn-
Betreiber aus Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen werden vom Bremer An-
waltGüntherMeyer vertreten. Sein nieder-
sächsischer Klient, Betreiber des „Black
Hole“, siegte in erster Instanz vor demVer-
waltungsgericht Hannover. Der TÜV Nord
ist in Berufung gegangen – der Fall liegt
nun beim Oberverwaltungsgericht Lüne-
burg. Ende August wurde die Entschei-
dung vertagt. Ihm sei unverständlich,
warum Deutschland einen Sonderweg ein-
geschlagen hat, sagt Jurist Meyer. Weil es
damit Schausteller aus anderen EU-Län-
dern schwerer gemacht werde, in Deutsch-
land ihre Karussells aufzubauen, sei gegen
dieBundesrepublik einVerfahrender Euro-
päischen Kommission anhängig.
Dem TÜV gehe es um Rechtssicherheit,

so Rudolf Wieland, Geschäftsführer von
TÜV Nord Systems. Ein Verwaltungsge-
richt entscheide im Einzelfall, das Urteil
eines Oberverwaltungsgerichts schaffe für
alle Beteiligtenmehr Klarheit. Zudemgebe
es gute Gründe für strenge Auflagen: Eine
enorme Dynamik wirke bei den Fahrge-
schäften, dieMenschenwürden schwerer –
alles das müsse berücksichtigt werden.
„Aber wir gucken auf die Sicherheit und
nicht auf die rein formale Erfüllung.“
Jeder Schausteller habe selbst funda-

mentales Interesse an hohen Sicherheits-
standards, sagt Robrahn. Deshalb seien die
Vorschriften auch immer wieder ergänzt
und überarbeitet worden, so der Vorsit-
zende des Schaustellerverbands. „Wenn
manmir einleuchtend erklären könnte,wel-
chenBeitrag die neueEU-Normzumehr Si-
cherheit leistet, würde ich gar nichts sagen.
Dazu gibt es aber kaum Ansätze.“
Das Verwaltungsgericht in München,

das der Klage eines Schaustellers im März
2015 recht gab, konnte keinen „Mehrweit
an Sicherheit“ erkennen, und auch Anwalt
Meyer hält die Forderungen für
„völlig überzogen“. Zudem gin-
gen sie mit „erheblichem finan-
ziellen Aufwand für Vorprü-
fung, Änderungen und Nach-
prüfung“ einher. Allein die
Überprüfung des „Frisbee“,
sagt Robrahn, hätte einen höhe-
ren fünfstelligen Euro-Betrag
ausgemacht.
Im April hatten die Abgeord-

neten der Bremischen Bürger-
schaft auf Antrag der CDU, der
SPD und der Grünen einstim-
mig beschlossen, dass der Senat
bei der Bauministerkonferenz
aktiv werden möge, um älteren Fahrge-
schäften Bestandsschutz einzuräumen. Die
Sozialdemokraten wollen in der Frage-
stunde der Landtagssitzung in der nächs-
ten Woche wissen, was aus diesem Be-
schluss geworden ist. Auch die Schaustel-
ler sind aktiv geworden, berichtet Ro-
brahn: Im Mai hätten sie bei Bausenator
Joachim Lohse vorgesprochen, auf dass er
seine Stimme bei der Bundesbauminister-
konferenz Ende Oktober für die Interessen
der Schausteller geltend mache.
Momentan gelte eine Art Übergangsre-

gelung, sagt Jens Tittmann, Sprecher des

Bauressorts: Die Norm sei zunächst auf ei-
nige wesentliche Punkte reduziert worden.
Das Bauressort sei mit diesem auf Bundes-
ebene ausgehandelten Kompromiss des
Arbeitskreises „Fliegende Bauten“ zufrie-
den. Es handele sich umeineArt „temporä-
ren Bestandsschutz“. Entsprechend gebe
es aus Sicht des Ressorts momentan keinen
Nachbesserungsbedarf, zumal das Ober-
verwaltungsgericht Lüneburg noch nicht
geurteilt habe.
Hätten die Karussell-Unfälle, die 2011

auf dem Freimarkt und 2012 auf der Oster-
wiese geschehen sind, mit der neuenNorm
verhindert werden können? Das verneint
Robrahn ausdrücklich. Jeder Unfall sei
einer zu viel, aber angesichts von bundes-
weit rund 12 000 Volksfesten im Jahr, die
laut Robrahn etwa 180 Millionen Besucher
anziehen, sei die Wahrscheinlichkeit, auf
demWeg zur Bürgerweide mit dem Rad zu
verunglücken, vermutlich ungleich höher
als in einem Karussell zu Schaden zu kom-
men. Er habe Verständnis für die Nöte der
Schausteller, sagt Rudolf Wieland vom
TÜV Nord. „Das ist ein hartes Geschäft“,

größere Investitionen fielen vie-
len Betrieben – zumal nach
einem regnerischen Sommer –
nicht leicht. Doch die Aufgabe
des TÜV sei nun mal, derartige
Anlagen genauestens zu prüfen,
umUnfälle zu verhindern.
Günther Meyer stört sich nicht

nur am deutschen Sonderweg.
Zudem sei nicht nachvollzieh-
bar, warum Achterbahnen und
Karussells in Freizeitparks von
den EU-Vorschriften ausgenom-
men würden. Auch die Rolle des
TÜV sei kritisch zu hinterfragen.
Unter demGesichtspunkt derGe-

waltenteilung bezeichnet Meyer dessen
Stellung als „fragwürdig“: Er sei sowohl in
die Entwicklung der gesetzlichen Vorga-
ben eingebunden als auch mit der Ausfüh-
rung betraut. Der TÜV sei zwar im Arbeits-
kreis „Fliegende Bauten“ vertreten, aber –
wie die Schausteller – allein in einer bera-
tenden Funktion, entgegnet Wieland. „Die
Behörden entscheiden, nicht etwa wir.“
Laut Robrahn sind mehr als 90 Prozent

der Fahrgeschäfte auf dem Freimarkt von
der neuen DIN-Norm betroffen. Würde die
EU-Norm konsequent durchgezogen,
drehte sich nicht mehr viel auf deutschen

Jahrmärkten. Es gehe den Schaustellern
nicht um die neue Norm an sich, sondern
ausschließlich um eine „praxisnahe und fi-
nanzierbare Nachberechnung und Über-
gangsregelung für ältere Fahrgeschäfte“.
Baurecht sei Länderrecht, Bremen sei es da-
her unbenommen, einen eigenen Weg zu
gehen. Wer den Freimarkt als Wirtschafts-

faktor und die mittelständischen Unterneh-
mer, die dort ihr Geld verdienten, ernst
nehme, der müsse sich für sie verwenden,
so der Chef des Schaustellerverbands.
„Der Freimarkt zieht Millionen von Besu-
chern an, ohne dass er subventioniert wird.
Man muss ihn wie ein rohes Ei behandeln,
denn er ist kein Selbstläufer.“

Für sogenannte fliegende Bauten gelten neue Sicherheitsvorschriften. Sie machen manchen Schaustellern zu schaffen. FOTOS: FRANK THOMAS KOCH

Bremen.Die Besetzer des alten Sportamtes
in der Nähe des Weserstadions haben am
Freitag die Verhandlungen über die künf-
tige Nutzung des Gebäudes für gescheitert
erklärt. Das Haus bleibe besetzt, heißt es in
einem offenen Brief. Die Gruppe will es als
nichtkommerziellen Veranstaltungsort für
soziokulturelle Projekte langfristig behal-
ten, während Immobilien Bremen (IB) an-
dere Pläne verfolgt. Die Besetzer schrei-
ben, seit April sei man bereit gewesen, mit
Stadt und IB über die Bedingungen eines
langfristigen Vertrags zu verhandeln.
„Stattdessen wurde uns erneut eine zwei-
jährige Nutzung in Aussicht gestellt, die
nach Ablauf dieser Zeit aber definitiv en-
den würde.“ Damit werde man sich nicht
zufrieden geben. Als Alternative sei die Su-
che nach einer Ersatzimmobilie empfohlen
worden,was nicht infrage komme. „Wir ha-
ben ein jahrelang leer stehendes Gebäude
vielfältig nutzbar gemacht.“

Schausteller Rudolf
Robrahn junior

Bremen. Eine 61-jährige Kioskbetreiberin
in Hemelingen hat sich nicht von einem
mutmaßlichen Räuber einschüchtern las-
sen.DerMannwar laut Polizei amDonners-
tag mit einem Schraubendreher in der
Hand auf die Frau zugekommen: Sie solle
ihm die Tageseinnahmen geben, verlangte
er und hielt ihr eine Plastiktüte hin. Die
61-Jährige blieb ruhig und ließ sich nicht
drängen, die Kasse zu öffnen. Weil ihm das
wohl zu lange dauerte, flüchtete derMann,
kam aber nicht weit: Ein Kunde hielt ihn
fest, bis die Polizei eintraf. Der 22-Jährige
hat denÜberfall gestanden, hieß es amFrei-
tag.

Bremen. Mit einem Teleskop-Schlagstock
hat ein betrunkener 22-Jähriger einen
Bahnhofsbesucher niedergeschlagen. Das
35-jährige Opfer erlitt eine Kopfplatz-
wunde, die stark blutete – der Mann
musste aber nicht ins Krankenhaus. Der
Grund für die Auseinandersetzung in der
Nacht zum Freitag vor dem Überseemu-
seum ist noch unklar. Laut Polizei hatten
Zeugen gesehen, wie der 22-Jährige auf
den Kopf des anderen schlug. Sie überwäl-
tigten ihn und hielten ihn fest. Er hatte 1,7
Promille im Blut und wurde vorläufig fest-
genommen.

VON JÜRGEN THEINER

Bremen. In die einstige Konzernzentrale
des Bremer Vulkans in Vegesack sollen
schon um die Jahreswende die ersten
Flüchtlinge einziehen. Das sieht der Zeit-
plan der Sozialbehörde und des neuen Ge-
bäudeeigentümers vor. Der Weg für das
Projekt ist seit Donnerstagabend frei, nach-
dem der Vegesacker Beirat mit knapper
Mehrheit und trotz vieler Vorbehalte seine
grundsätzliche Zustimmung erteilt hatte.
Wie berichtet, soll in dem verwaisten Bü-

rokomplex Bremens größte Sammelunter-
kunft für Asylbewerber mit rund 750 Plät-
zen entstehen. Zuvormuss die Immobilie al-
lerdings aufwendig instand gesetzt wer-
den. Schadstoffbeseitigung, Austausch der
Haustechnik, Einbau zusätzlicher Sanitär-

anlagen – so lauten einige Stichworte der
bevorstehenden Kernsanierung. Als Inves-
tor tritt die Bührmann-Gruppe mit Sitz in
Borgfeld auf. Ihr Leiter des Finanzwesens,
Dieter Kröger, gibt die Kosten für Erwerb
und Umbau der Vulkan-Zentrale mit 15 bis
20 Millionen Euro an. Bremen und der
Bund mieten den Komplex zum überwie-
genden Teil auf zehn Jahre.
Mit dem ersten Bauabschnitt soll bereits

in Kürze begonnen werden. Der soge-
nannte Flügel A könnte dann Ende Dezem-
ber oder Anfang Januar die ersten 500 Be-
wohner aufnehmen. Bis Sommer 2016 kä-
men in den beiden anderen Gebäudeflü-
geln weitere Unterbringungsplätze sowie
Büroräume für die Zentrale Aufnahme-
stelle (ZAST) unddas Bundesamt fürMigra-
tion und Flüchtlinge hinzu.
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